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			Donnerstag, 25. Mai 2017 - 128. Jahrgang Nr. 32.138

			Macri auf Werbetour in Japan 

			Präsident bemüht sich um japanische Investitionen in Argentinien
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			Mauricio Macri und Shinzo Abe. (Foto: Casa Rosada)

			Buenos Aires (AT/mc) - Mauricio Macri hat seine Werbetour für Investitionen fortgesetzt: Nach seinem Aufenthalt in China (wir berichteten) stattete der Präsident vor wenigen Tagen Japan einen Besuch ab. Dort gab es lobende Worte für Macris Reformkurs. Es wurde aber auch deutlich, dass die japanische Seite noch Bedenken hat, in Argentinien zu investieren.

			Japans Premier Shinzo Abe brachte zum Ausdruck, dass er seinen Gast grundsätzlich auf dem richtigen politischen Weg sieht: „Macri hat Reformen für eine freie Wirtschaft auf den Weg gebracht. Wir stimmen mit ihm darin überein, dass eine freie und offene Wirtschaft die Grundlage für Frieden und Wohlstand ist.“ Argentinien habe „die Rolle einer Lokomotive“ für ganz Südamerika inne. Von daher wolle er die Beziehungen zwischen Japan und Argentinien mit „größtmöglicher Energie“ voranbringen, so Abe.

			Macri, der als erster argentinischer Staatschef seit 19 Jahren im „Land der aufgehenden Sonne“ war, hob seinerseits hervor, dass in Argentinien eine „neue Etappe“ begonnen habe. Die Regierung habe klare Regeln festgelegt, um Transparenz herzustellen. „Wir sind bereit, dafür zu sorgen, dass japanische Unternehmen die besten Rahmenbedingungen haben, um bei uns zu investieren“, meinte der Präsident. Er warb mit dem Hinweis, dass es wohl kaum ein Land in der Welt gebe, das so viel Wachstumspotenzial besitze wie Argentinien.

			Einmal mehr bemühte Macri die Formulierung einer „strategischen Partnerschaft“, die in Tokio allerdings nicht zum Nulltarif zu haben ist. So machten die Gastgeber deutlich, dass für eine solche Allianz dreierlei gewährleistet sein müsse: Maßnahmen gegen Wirtschaftsprotektionismus, Zusammenarbeit auf internationaler Ebene, beispielsweise beim Thema Nordkorea, und schließlich Rechtssicherheit. Japanische Firmen wollen die Möglichkeit haben, sich an internationale Gerichtsinstanzen wenden zu können, sollte es zu Streitigkeiten kommen.

			Die argentinische Regierung betrachtet die japanischen Bedenken als „Erbe“ der jüngsten Vergangenheit: zum einen Folge des argentinischen Staatsbankrotts 2001, bei dem auch japanische Rentenfonds in Mitleidenschaft gezogen wurden, zum anderen Konsequenz der schroffen Kirchner-Politik den Staaten gegenüber, die in ökonomischer Hinsicht zur westlichen Welt gehören.

			Dass dies überwunden werden soll, waren sich beide Seite einig. So unterzeichneten Macri und Abe ein Memorandum für Zusammenarbeit in den Bereichen Landwirtschaft und Agrarindustrie, Technologie und Kommunikation sowie Tourismus. 

			Einen ersten konkreten Schritt zu einer verstärkten Kooperation gab es auch schon zu verzeichnen: So wird die Japanische Bank für Internationale Zusammenarbeit (JBIC) Kredite bereitstellen. Der erste soll dem argentinischen Verkehrsministerium zugute kommen.

			Gute Nachrichten gab es von den japanischen Automobilherstellern „Toyota“ und „Nissan“, die ihre Produktion in Argentinien erweitern wollen.
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			Die Woche in Argentinien

			Meldebestätigung in „Villas“

			Per Dekret will Präsident Mauricio Macri die rechtliche Situation der rund 500.000 Familien verbessern, die in Elendsvierteln („Villas“) leben. Am Dienstag gab die Regierung die Schaffung eines speziellen Registers für die Bewohner der Armutsquartiere bekannt. Dort können die insgesamt 1,5 Millionen Betroffenen ab sofort eine Meldebestätigung erhalten. Eine solche Bescheinigung ist Voraussetzung für viele Behördengänge, aber auch, um Anschlüsse für Trinkwasser, Elektrizität oder Gas zu beantragen. „Zum ersten Mal erkennt der Staat diejenigen an, die dort ihren Wohnsitz haben“, hieß es seitens der Regierung. Alle Argentinier würden auf diese Weise in die gleiche Situation gegenüber dem Staat gestellt. Die Casa Rosada stellte aber auch klar, dass in der aktuellen Maßnahme kein erster Schritt zur Vergabe von Eigentumstiteln zu sehen sei. Dies sei ein komplizierterer Vorgang. Um keine indirekten Anreize für neuerliche Landbesetzungen zu schaffen, machte die Regierung deutlich, dass sich das Dekret auf diejenigen „Villas“ bezieht, die bereits existieren. 

			Carrió: Verfahren eingestellt

			Elisa Carrió kann aufatmen. Am Montag stellte Richter Daniel Rafecas das Verfahren gegen die regierungstreue Abgeordnete wegen unzulässiger Bereicherung ein. Stattdessen ordnete der Richter nun an, gegen die Initiatoren der Anzeige zu ermitteln. Diese hatte ein junger Mann namens Saúl Enrique Paz eingereicht, der bei der Gemeinde Derqui (Bezirk Pilar) beschäftigt ist. Die Anzeige nahm auf Carriós Auslandsreisen Bezug. Allein mit dem Gehalt der Abgeordneten hätten die Fahrten nicht bezahlt werden können, so die Argumentation. Carrió ging daraufhin zur Gegenoffensive über und behauptete, der Mann habe 1500 Pesos kassiert, damit er die Anzeige einreiche. Damit lag sie offenbar nicht falsch: Unter Eid genommen räumte Paz nun ein, Geld dafür erhalten zu haben, seine Unterschrift unter die Anzeige gegen Carrió zu setzen. Die Abgeordnete sprach von einer „plumpen Operation“. Sie vermutet die Hintermänner bei „Geheimdiensten, Teilen des Justizapparats oder bestimmten politischen Kreisen in der Provinz Buenos Aires“.

			Gils Carbó in Nöten
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			Alejandra Gils Carbó steht derzeit unter Druck. Die noch in der Kirchner-Ära eingesetzte Generalstaatsanwältin hat widersprüchliche Aussagen gemacht, was den Kauf der Immobilie für den Umzug ihrer Behörde in die Straße „Perón 667“ in Buenos Aires betrifft. Dieser wurde 2013 für 43 Millionen Pesos realisiert, wobei unüblich hohe Maklerprovisionen in Höhe von insgesamt 7 Millionen Pesos gezahlt wurden. 3 Millionen Pesos gingen alleine an Juan Carlos Thill, den Bruder von Gils Carbós Stellvertreter Guillermo Bellingi. Gils Carbó hatte bislang behauptet, mit dem Kauf nicht befasst gewesen zu sein. Erst durch die Medien habe sie von den Unregelmäßigkeiten erfahren. Doch nun präsentierte der TV-Journalist Luis Majul in seinem Programm „La Cornisa“ eine Erklärung der Generalstaatsanwältin, die diese im Verfahren gegen den Bauunternehmer Lázaro Báez abgegeben hatte. Darin informiert Gils Carbó, dass sie im April 2013 mit Carlos Liuzzi, dem Staatssekretär für juristische Fragen im Präsidialamt, sehr wohl Gespräche zur Finanzierung des Immobilienkauf geführt habe. Diese Widersprüche muss Gils Carbó nun erklären. 

			Lebenserwartung gestiegen

			In Argentinien ist die durchschnittliche Lebenserwartung in den vergangenen Jahren weiter gestiegen. Dies ergibt sich aus einem aktuellen Bericht der Weltgesundheitsorganisation (WHO). Demnach stieg das Sterbealter im Zeitraum von 2010 bis 2015 geschlechterübergreifend um rund zehn Monate von 75,5 auf 76,3 Jahre an. Damit liegt Argentinien im internationalen Vergleich auf Platz 50. Am ältesten werden die Menschen in Japan mit 83,7 Jahren. Deutschland liegt mit 81 Jahren im europäischen Durchschnitt. Deutlich ausgeprägt sind weiterhin geschlechtsspezifische Unterschiede bei der Lebenserwartung: Frauen wurden in Argentinien 2015 durchschnittlich 79,9 Jahre alt, Männer hingegen nur 72,7. Fünf Jahre zuvor betrugen die Werte 79,1 bzw. 71,9 Jahre.  Verbesserungen bei medizinischer Versorgung, Trinkwasser und sanitärer Versorgung sowie zunehmend bewusstere Ernährungsformen sind nach Expertenansicht die Hauptursachen, dass die Lebenserwartung in den vergangenen Jahrzehnten kontinuierlich gestiegen ist. Diese lag 1960 in Argentinien noch bei 65,2 Jahren (Frauen 68,1, Männer 62,3). Am niedrigsten liegt die Lebenserwartung derzeit in den Staaten Afrikas südlich der Sahara. In Sierra Leone beträgt der Wert nur 50 Jahre. (AT/mc)
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			Die Essenz der Macri-Regierung

			Die Regierung von Maurico Macri gibt sich als eine Neugründung der politischen Ordnung in Argentinien aus. Es soll eine tiefgreifende kulturelle Revolution sein, die die argentinische Gesellschaft dazu führen soll, sich zivilisiert zu verhalten, wie es bei fortgeschrittenen Staaten der Fall ist. Es geht dabei zunächst um ethisches Verhalten, in krassem Gegensatz zur K-Korruption, und dann um strikte Einhaltung der Rechtsordnung (wozu noch viel fehlt), um strenge Einhaltung der Gewaltentrennung, Anerkennung der Meinungsvielfalt und der politischen Diskussion, und nicht zuletzt um Rationalität. Beiläufig soll dann auch ein kontinuierliches Wachstum, mit niedriger Inflation oder gar keiner, und mit gezielten Fortschritten auf sozialem Gebiet erreicht werden. 

			Für dieses Schema müsste Macri wohl zwei Perioden regieren, also bei den parlamentarischen Wahlen dieses Jahres relativ gut abschneiden und die Präsidentenwahl 2019 gewinnen. Dies ist gewiss nicht unmöglich, aber bestimmt nicht sicher.

			Für andere ist die Macri-Regierung eine Übergangsregierung, nach der eine andere kommt, die die Reformen durchführt, die als “conditio sine que non” erscheinen, um dauerhaftes Wachstum mit niedriger Inflation zu erreichen, also die Verkleinerung des Staatsapparates, die Senkung der Steuerlast, begleitet von einer Reform des Steuersystems, die die verzerrenden Steuern abschafft oder stark mildert, und die Reform der Arbeitsgesetzgebung, mit Eindämmung der Gewerkschaftsmacht, die so wie sie ist, eher in ein korporatives als ein demokratisches System gehört. In früheren Zeiten wurde den periodischen Militärregierungen diese Arbeit zugetraut, die sie jedoch auch nicht erfüllen konnten, oder nur zum geringsten Teil.  Diese Alternative erscheint jedoch utopisch.

			Diese Regierung wird auch als eine Zwischenregierung angesehen, die von einer peronistischen Regierung zu einer anderen führt. Dazu müssten sich die verschiedenen peronistischen Gruppen jedoch einigen, was voraussetzt, dass Cristina Kirchner von der politischen Szene verschwindet. Das steht vorläufig nicht in Aussicht. Bei einer neuen peronistischen Regierung wüsste man jedoch nicht, was sie grundsätzlich beinhaltet. Der Peronismus hat einen Carlos Menem hervorgebracht, dann einen Eduardo Duhalde und schließlich Néstor und Cristinas Kirchner, die alle sehr unterschiedlich sind.

			Es wäre unwahrscheinlich, dass eine neue peronistische Regierung das ideologische Schema von Cristina wiederholt, weil dies ohne die günstigen Bedingungen, die die Kirchners jahrelang begleitet haben, nicht möglich erscheint, aber auch wegen der Megakorruption der Kirchners und ihrer Bande, die als wesentlicher Bestandteil ihrer Wirtschaftspolitik angesehen wird. Die zahlreichen Prozesse gegen Cristina und prominente Mitglieder ihrer Regierung, auch ihrer Strohmänner, laufen weiter und kommen nach und nach in eine kritische Phase, die in harten Gerichtsurteilen zum Ausdruck kommt. Gottes Mühlen mahlen langsam, und die der argentinische Justiz auch. Aber sie mahlen.

			Wenn man somit den Kirchnerismus als peronistische Alternative ausschließt, dann könnte man mit einem vernünftigen Peronismus rechnen, eventuell geführt von Florencio Randazzo, Manuel Urtubey oder anderen Figuren, die hervorragen. Dieser Peronismus würde sich als eine zivilisierte Alternative zur Koalition Cambiemos zeigen. Wenn es gelingt, dass verschiedene Parteien abwechselnd die Regierung übernehmen, und dabei eine Kontinuität in grundsätzlichen Dingen erhalten, wie in fortgeschritten Staaten, dann wären die langfristigen Aussichten für das Land gewiss viel besser.

			 

			 

		

	
		
			Meinung

			[image: 11802.png] 

			Im Blickfeld: Terror ist nutzlos

			Von Stefan Kuhn

			Trauer und Trotz. „Ihr könnt uns nicht unterkriegen!“ Nach dem Anschlag von Manchester, bei dem ein vermutlich islamistisch motivierter Selbstmordattentäter 22 nach einem Pop-Konzert vorwiegend jugendliche Menschen und sich selbst tötete, setzten die Bewohner der britischen Metropole ein deutliches Zeichen. Mehrere tausend Menschen kamen am Mittwoch in der City zusammen, trauerten gemeinsam und machten sich Mut. Ob die Botschaft je ankommen wird, ist fraglich. Bisher tat sie es nicht, denn auch bei anderen islamistischen Anschlägen, gab es ähnliche Reaktionen. Der Tenor dabei ist: Den islamistischen Fanatikern darf es nicht gelingen, die freie westliche Lebensart zu zerstören.

			Doch darum geht es Terrororganisationen wie dem Islamischen Staat (IS) nur am Rande. Militärisch steht der IS kurz vor dem Zusammenbruch. Die Terroranschläge in westlichen Staaten sollen zeigen, dass man den Gegner überall treffen kann, und dass es dagegen keinen Schutz gibt. Je mehr Opfer, desto besser.

			Diese Botschaft ist angekommen. Man kann Einzeltäter, die bisher unbescholten und unverdächtig in einem Land leben, in dem sie häufig auch geboren wurden, und dann plötzlich ihr Leben für den Islam opfern, nicht stoppen. Manchmal hilft Überwachung. Etwa, wenn sich jemand langsam radikalisiert und sich bereits verdächtigen Terrorzellen anschließt. Manchmal ist die Verhinderung eines Anschlags pures Glück. So, wenn der Täter kalte Füße bekommt und im letzten Augenblick vor der Tat zurückschreckt oder so amateurhaft agiert, dass der Anschlag scheitert. Aber viele Selbstmordattentäter werden erst kurz vor ihrer Tat radikalisiert. Manchmal reicht ein Schlüsselerlebnis, der Tod eines nahen Verwandten in den Kriegsgebieten in Syrien, dem Jemen, Irak oder Libyen. Manchmal ist es auch purer Frust, ein verpfuschtes Leben oder eine persönliche Kränkung.

			Die meisten der islamistisch motivierten Anschläge der letzten beiden Jahre in westlichen Ländern waren das Werk von Einzeltätern. Der IS war dabei der Motivgeber, mit der Planung und Durchführung hatte er in der Regel nichts zu tun. Die Terrororganisation ruft in Videos dazu auf, Anschläge zu verüben und empfiehlt dazu unter anderem schwere Fahrzeuge, wie sie bei dem Anschlag von Nizza vor knapp einem Jahr und bei dem Attentat auf einen Berliner Weihnachtsmarkt im Dezember 2016 benutzt wurden. Wenn die Anschläge gelingen, bekennt sich der IS als Urheber. In anderen Fällen, wie bei den Anschlägen auf die französische Satirezeitschrift Charlie Hebdo (Januar 2015) und den Pariser Musikclub Bataclan (November 2015), waren Terrorzellen verantwortlich.

			Dass die Anschläge eine Art militärische Reaktion sind, zeigt ihre Häufung in den letzten beiden Jahren. Je bedrohlicher die Lage für den IS wurde, desto mehr Anschläge gab es in westlichen Ländern.  Man kann das als letztes Aufbäumen einer geschlagenen Terrorgruppe interpretieren, aber die Realität sieht anders aus. Wenn man mit Terrorvideos Sympathisanten zum Morden motivieren kann, dann wird auch die militärische Niederlage des IS den Terror im Westen nicht beenden. Es bringt auch wenig, die Organisation zu zerstören. Die für die Anschläge von 11. September 2001 in den USA verantwortliche Al-Qaida wurde in die Bedeutungslosigkeit gebombt. An ihre Stelle trat der IS. Was danach kommt, ist ungewiss. Sicher ist, dass es eine Nachfolgeorganisation geben wird.

			Für den IS-Terror gibt es noch ein zweites Motiv: Es ist die Grundidee des Terrors. Schrecken und Angst sollen Repression erzeugen und diese wiederum eine Radikalisierung der davon Betroffenen. Das heißt, ein islamistisch motivierter Anschlag stellt den Islam unter Generalverdacht. Moscheen werden verstärkt kontrolliert und Verschleierungsverbote für muslimische Frauen erlassen. Die Schikanierung, die Beeinträchtigung der Religionsfreiheit, soll dann zu einem breiten Widerstand führen.

			Zumindest diese Strategie des IS wird nicht aufgehen. Bisher ist zumindest im letzten dreiviertel Jahrhundert weder durch Links- noch durch Rechtsterror eine westliche Gesellschaft oder ein demokratisches System zerbrochen. Terror ist ein Grund für Repression, aber am Ende siegt immer die Repression.

			Was westliche Demokratien angeht, ist der islamistische Terror chancenlos. In den alten EU-Staaten gibt es zwar große muslimische Minderheiten, aber von denen dürfte sich nur ein Bruchteil radikalisieren lassen. Terror radikalisiert in der Regel einen Großteil der restlichen Bevölkerung. Rechtsextremistische Parteien haben großen Zulauf und könnten in manchen Staaten an der Regierung beteiligt werden.

			Das wiederum bringt der islamistischen Terrorideologie keinen Nutzen. Die Muslime in Europa werden sich stiller verhalten als vorher. Sie haben auch gar keinen Grund, sich zu radikalisieren. Bei allen Terroranschlägen, zu denen sich der IS seit 2014 bekannte, starben deutlich mehr Muslime als Christen oder Juden. Die Zehntausende von Moslems, die auf den Schlachtfeldern in Syrien, dem Irak oder Libyen starben, sind dabei nicht eingerechnet.

			Den islamistischen Terror wird man vermutlich über Jahre hinweg nicht eindämmen können. Deshalb muss man nach jedem Anschlag ein Zeichen wie in Manchester zu setzen. „Wir lassen uns nicht unterkriegen.“ Irgendwann wird diese Botschaft auch ankommen.
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			Randglossen

			Yad Vashem, die israelische Gedenkstätte für die Opfer des Holocaust, ist ein erhabener Ort, an dem man eigentlich nur schweigen kann. Die Dimension der Vernichtung der europäischen Juden ist kaum erfassbar. Der US-Präsident Donald Trump hat diese Dimension offensichtlich nicht erfasst. „Es ist eine Ehre, mit allen Freunden hier zu sein“, schrieb er ins Gästebuch. „So fantastisch + werde nie vergessen.“ Gut, man weiß ja, dass es mit der Allgemeinbildung des mächtigsten Mannes der Welt nicht zum besten steht, aber dass er die Shoa-Gedenkstätte mit einem Foyer eines seiner Hotels vergleicht, irritiert. Ein Reporter der „Times of Israel“ schrieb auf Twitter: „Er hat vergessen zu schreiben: ‚Bis nächsten Sommer‘!“ Das ist noch höflich. Trump wusste nicht, wo er war. 

			Nun gut. Wir wissen inzwischen, dass die deutsche Bundeswehr Nester von Rechtsradikalen beherbergt, die zudem Putschfantasien hegen. Im Prinzip ist das nichts Neues, denn seit die deutsche Armee eine Freiwilligentruppe ist, ist der „Staatsbürger in Uniform“ Geschichte. Die Ausbildung zum Töten tun sich nur wenige an. Irritierend ist allerdings die Art, wie Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen diese Tendenzen beseitigen will. Alles, was an die Wehrmacht erinnert, soll beseitigt werden. Das ist, gelinde gesagt, Schwachsinn. Die ersten Offiziere der Bundeswehr waren Wehrmachtsoffiziere. Nicht alle von ihnen waren im Widerstand. Rechtsradikalismus in der Bundeswehr beseitigt man nicht dadurch, dass man Bilder von Wehrmachtsoffizieren, darunter Widerstandskämpfer, abhängt, sondern indem man Freiwillige auf Herz und Nieren überprüft.

			Die Gewerkschafter der Lehrer/innen fordern ihre diesjährigen Gehaltserhöhungen gegenüber der Nationalregierung in der Person von Erziehungsminister Esteban Bullrich, der hingegen paradoxerweise für keine einzige Schule verantwortlich ist. Die Provinzgouverneure und die Regierung der autonomen Stadt Buenos Aires sind hierfür zuständig. Je nach der Finanzlage der einzelnen Gliedstaaten bieten deren Regierungschefs unterschiedliche Zulagen an. Dieser Zwist, ob die Nationalregierung oder die Regierungschefs der Gliedstaaten für die Gehaltszulagen verantwortlich sind, hat inzwischen die Justiz zugunsten letzterer entschieden, so dass es zu unterschiedlichen Aufbesserungen kommen wird, ohne die defizitären Finanzen der Nationalregierung zu belasten. Eins zu Null für Präsident Maurico Macri gegen den maßgebenden Lehrergewerkschafter Roberto Baradel, der zuvor seine gewerkschaftsinterne Wahl haushoch gewonnen hatte.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 16,35, gegen $ 15,91 eine Woche zuvor. Die Krise in Brasilien führte zu einem Sprung, mit dem jedoch die Hausse aufhörte. Die Devisenreserven der ZB lagen bei u$s 47,46 Mrd., gegen u$s 48,64 Mrd. in der Vorwoche. Die ZB musste Devisen auf dem Markt verkaufen, um den Kurssprung zu mildern, der der Regierung insofern gelegen kommt, als der stark zurückgebliebene Wechselkurs dadurch leicht korrigiert wird. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30. April 2018 bei $ 18, was einen Jahreszinssatz von 18,05% zum Ausdruck bringt. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag einen Rückgang von 1,43%, nachdem er nach dem Brasilien-Schock zunächst stärker gefallen war. Gegenüber Ende Dezember liegt der Index um 27,21% höher. Am Dienstag wurden zum ersten Mal die Aktien von BYMA (Bolsas y Mercados Argentinos) gehandelt, die aus der Fusion der Handelsbörsen mit dem Wertpapiermarkt hervorgegangen ist. Der Kurs lag zu Beginn bei $ 100, und stieg dann auf $ 150 pro Aktie, bei einem Umsatz von $ 27 Mio., der höchste von allen Aktien.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere standen unter Baissedruck. Die Abnahmen in einer Woche zum Dienstag sind folgende: Argentina 2019: -0,71%; Argentina 2021: -0,77%; Argentina 2026: -0,50%; Argentina 2046: --1,92%; Bonar 2024: -0,76%.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 19.5.27 um 35,68%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro-und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 30,94% zu. 

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos nahmen in 12 Monaten zum 19.5.17 um 32,60% auf $ 1,69 Bio. zu, und die gesamten Pesokredite stiegen in dieser Periode um 22,37% auf $ 1,05 Bio. Die Dollardepositen stiegen in einem Jahr um 85,83% auf u$s 26,71 Mrd. und die Dollarkredite um 110,43% auf 11,68 Mrd.

			***

			Der EMAE-Index des INDEC, der eine grobe Schätzung des BIP ist, liegt im März 2017 um 0,8% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 1,9% über Februar 2017. Die Zunahme ist vorwiegend auf die Landwirtschaft und die Bauwirtschaft zurückzuführen. 

			***

			Die Handelsbilanz schloss im April mit einem Defizit von u$s 137 Mio., bei Exporten von u$s 4,82 Mrd. (+1,7% gegen Vorjahr) und Importen von u$s 4,96 Mrd. (+13,6%). Bei den Exporten nahmen die von reinen Industrieprodukten interannuell um 5,3% zu, die von Industrieprodukten auf landwirtschaftlicher Basis um 4,6%, während die von primären Produkten unverändert blieben und die von Brennstoffen und Energie um 40% abnahmen. Bei der Importzunahme entfallen 7,7% auf höhere Preise und 5,4% auf höhere Mengen. Der Import von Brenn- und Schmierstoffen stieg interannuell um 85,8%, der von Kfz um 32,7%, der von Kapitalgütern um 25,5%, der von Konsumgütern um 12,1%, und der von Rohstoffen und halbfertigen Gütern um 3,5%. Zubehörteile von Kapitalgütern nahmen um 5% ab.

			***

			Die ZB behielt den Zinssatz für Swap-Geschäfte auf 7 Tage bei 26,25%. Über die Unterbringung von Lebac-Wechseln und deren Amortisationen wurde nichts bekanntgegeben, obwohl der Betrag, der wöchentlich verfällt stark zunimmt.

			***

			Alfonso Prat Gay, der ab 10. Dezember bis vor kurzem Schatz- und Finanzminister war und von Nicolás Dujovne ersetzt wurde, ist jetzt zum Berater von Gouverneurin María Eugenia Vidal ernannt worden.

			***

			Die staatliche Bank für Investitionen und Außenhandel BICE (Banco de Inversión y Comercio Exterior) hat einen Kredit von u$s 150 Mio. der chinesischen Entwicklungsbank erhalten, der für die Finanzierung von Investitionsprojekten kleiner und mittlerer Unternehmen in Argentinien bestimmt ist und besonders für Landwirtschaft, Industrie auf landwirtschaftlicher Basis, und Kraftwerken auf der Grundlage erneuerbarer Energien eingesetzt werden soll. Der chinesische Kredit wird mit einem niedrigen Satz verzinst und hat zwei Jahre Karenzfrist. BICE-Präsident Pablo García, der Macri in China begleitete hat, wies darauf hin, dass die BICE im ersten Jahr der Macri-Regierung die Gesamtkredite auf $ 7 Mrd. verdoppelt hat, wobei es Ende 2017 $ 13,5 Mrd. sein sollen. Zwischen 2007 und 2015 hatte die chinesische Entwicklungsbank der BICE schon $ 140 Mio. geliehen, in drei jährlichen Raten. Der neue Kredit wird hingegen sofort ausgezahlt.

			***

			Die Agentur für die Verwaltung von Staatseigentum der Stadt Buenos Aires (AABE) hat in den letzten drei Monaten umgerechnet fast u$s 100 Mio beim Verkauf von sieben öffentlichen Immobilien eingenommen. Weitere 40 Immobilien stehen jetzt auf der Verkaufsliste, für die Einnahmen von u$s 500 Mio. erwartet werden. Durch diese Verkäufe werden Immobilien, meistens Grundstücke oder alte Bauten, die demoliert werden müssen, für neue Bauten eingesetzt.

			***

			Am Ende des China-Aufenthalts von Präsident Macri und seinen Beamten hat Transportminister Guillermo Dietrich einen Absichtsbrief mit der Firma China Machinery Engeneering Corporation (CMEC) abgeschlossen, das sich auf einen zusätzlichen Kredit von u$s 1,6 Mrd. bezieht (der zum ursprünglichen von u$s 2,47 Mrd. hinzukommt), um die Erneuerung der Belgrano-Frachteisenbahn (Buenos Aires bis Jujuy) zu vervollständigen. Der Kredit soll für Lokomotiven, Waggons und Schienen eingesetzt werden. Eine gute funktionierende Frachteisenbahn wird den Transport von Waren aus dem Nordwesten (Zucker, Tabak, Zitrusobst, Sojabohne, u.s.w.) verbilligen und gleichzeitig die Straßen entlasten.

			***

			Durch gemeinsamen Beschluss der Ministerien für Energie und Bergbau (Minister: Juan José Aranguren) und für Produktion (Francisco Cabrera) wurde der Stromtarif für elektrointensive Industriebetriebe bis Ende 2019 um bis zu 20% verringert. Die Kosten der Maßnahmen werden auf $ 750 Mio. pro Jahr veranschlagt, was bis 2019 insgesamt $2,25 Mrd. ausmacht. Der Rabatt gilt für Unternehmen, die pro Monat zwischen 300 und 15.000 MWSt. beanspruchen. Für die ersten 4500 MWSt. besteht ein Abschlag von 20%, darüber hinaus von 10% und über 6000 MWSt. von 5%. 

			***

			Die Regierung hat mit japanischen Unternehmen die Einrichtung automatischer Bremsen bei den Vororteisenbahnen verpflichtet. Die Investition soll zu 85% mit einem Kredit von u$s 49,5 Mio. des japanischen Institutes zur Exportfinanzierung und der Deutschen Bank finanziert werden. Der Fall wurde nicht genau geklärt; denn nach dem Unfall am Once-Bahnhof, als Innenminister Florencio Randazzo das Transportressort übernahm, wurden schon Bremsen von einer deutschen Firma gekauft und eingerichtet.

			***

			Die Speiseölindustrie hat eine Lohnerhöhung von 31,6% gewährt, bei Erhöhung des Mindestlohnes von $ 19.000 auf $ 26.000. Schon in den Vorjahren hatte diese Industrie mehr gewährt als der Durchschnitt. Der Regierung erschwert dies, die allgemeine Richtlinie von 20% durchzusetzen. 

			***

			Die gesamten Supermärkte des Landes erreichten im März einen Umsatz von $ 26,32 Mrd., 18,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt das INDEC mit. Die Zunahme liegt unter der Inflation der Periode, was auf geringere verkaufte Mengen und auch auf Übergang auf billigere Produkte und zweite Marken zurückzuführen ist.

			***

			Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, hat bei einer Ansprache in Pergamino ein Programm zur Milderung und Überwindung der Folgen der Überschwemmungen bekanntgegeben. Es umfasst 48 öffentliche Investitionsobjekte in 15 betroffenen Gemeinden, davon 39 rein hydraulische, 6 für Straßen und Brücken und 3 für Wohnungen (Umsiedlung oder Schutzbauten). Die Gesamtinvestition umfasst $ 3,5 Mrd., von denen $ 2,5 Mio. von der Provinz beigetragen werden und $ 1 Mrd. vom Nationalstaat. Konkret handelt es sich um Dämme zum Schutz von Städten und Dörfern, und Reinigung und Vertiefung von Kanälen und Flüssen. All diese Arbeiten sollen 2019 beendet werden. Die großen Objekte, wie die Vertiefung des Salado-Flusses und die Ausbaggerung von Kanälen, die zum Fluss führen, werden 4 bis 5 Jahre beanspruchen. Für diesen Zweck wurde schon ein Kredit von u$s 300 Mio. von der Weltbank beantragt, In einem anderen Fall (ein Fluss, der Pergamino überschwemmt) wurde ein Kredit bei der Interamerikanischen Entwicklungsbank gefordert. Die Gouverneurin erklärte, es werde weiter Überschwemmungen in der Provinz geben, mit großem Schaden, der erst behoben wird, wenn die vorgesehenen Investitionen vollendet sind.

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP dementierte, dass es Cristóbal López erlaubt habe, sich dem Moratorium (Gesetz 27.260) anzuschließen und auf diese Weise die geschuldeten $ 8 Mrd. plus Zinsen und Bußen, in 60 Raten zu zahlen. Die AFIP gehe weiter gegen den Konzern von López vor, dessen Unternehmen Oil Combustibles unter der Regierung von Cristina Kirchner die Brennstoffsteuer für einen Betrag von $ 8 Mrd. (der ca. u$s 1 Mrd entspricht) einbehalten hatte, obwohl diese Steuer für Rechnung der AFIP kassiert wird und kurzfristig an diese gezahlt werden muss. Es handelt sich somit nicht um eine normale Steuer, die eventuell gestundet werden kann. Oil Combustibles teilte mit, dass der Antrag, die Möglichkeit des Moratoriums zu nutzen, sich auf alle Steuerschulden der Firma beziehe. Indessen lassen sich Schulden wegen der Steuer auf Benzin und Dieselöl nicht mit Schulden wegen der Gewinnsteuer u.a. Steuern mischen. Ebenso stellen Schulden wegen einbehaltener Abgaben auf Löhne einen strafrechtlichen Tatbestand dar, bei dem auch kein Moratorium möglich ist, wobei ein Prozess gegen den Konzern Indalo in dieser Angelegenheit läuft, der auch C. López und seinem Partner Fabián da Souza gehört. Konkret handelt es sich um den Fernsehkanal C5N, der der Holding gehört und Arbeitnehmerbeiträge einbehalten hat. Cristobal López bemüht sich um den Verkauf von Aktiven, um seine Steuerschulden zu zahlen. Gemäß Steuerstrafgesetz von 1990 droht ihm auch eine Haftstrafe. Bei Oil Combustibles besteht das Problem juristisch darin, dass die AFIP, unter der Leitung von Ricardo Echegaray (und auf Anweisung von CFK), die Ratenzahlung der $ 8 Mrd. gestattet hatte, obwohl dies legal nicht zugelassen war. Somit muss sich zunächst Echegaray für den Fall verantworten.

			*** 

			Der landesweite Stromverbrauch lag im April um 5,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Stiftung FUNDELEC. Der Konsum verzeichnet bei Haushalten und beim Einzelhandel einen starken Rückgang (obwohl die Durchschnittstemperatur höher als im Vorjahr war), während in der Industrie eine Zunahme von 6% verzeichnet wurde. Die Haushalte haben offensichtlich auf die Tariferhöhung reagiert und u.a. die Luftkühlanlagen auf eine niedrigere Temperatur eingestellt, wie es Präsident Macri empfohlen hat. Der gesamte Stromverbrauch von 9732 GWSt. ist der niedrigste seit April 2014, als er 9598 GWSt. erreichte. In den ersten 4 Monaten 2017 lag der Stromkonsum um 1,3% unter dem Vorjahr.

			***

			Wie bekannt wurde, will die Regierung den gesetzlichen Mindestlohn um 20% auf $ 9672 erhöhen und auch die Arbeitslosenversicherung auf $ 3600 festsetzen. Der Mindestlohn war am 1. Juni 2016 von $ 6060 auf $ 6810 erhöht worden, dann im September 2016 auf $ 7560, und im Januar 2017 auf $ 8060. Die Subvention für Arbeitslose, die seit 2006 unverändert bei $ 400 geblieben war, wurde letztes Jahr auf $ 3000 erhöht.

			***

			Bei den Verhandlungen zwischen der Gewerkschaft der Metallarbeiter UOM und den Verbänden der Branche wurde bisher keine Einigung erzielt. Die obligatorische Schlichtungsfrist ist abgelaufen und sie wurde jetzt um 5 Tage bis zum Dienstag verlängert. Die Unternehmer hatten ursprünglich 20% angeboten, dann 22%, zahlbar in drei Stufen: 10% im April, 6% im Juli und 6% im Oktober. Das hat die UOM abgelehnt, und jetzt droht der Generalsekretär Antonio Caló mit Streik.

			***

			Nachdem die Bundeskammer für soziale Sicherheit der Klage eines Pensionärs recht gab und ihn von der Gewinnsteuer ausgenommen hat, wird die ANSeS jetzt Berufung einlegen. Emilio Basavilbaso, Leiter der ANSeS, erklärte, nur 100.535 Rentner, also kaum über 1%, würden gegenwärtig von der Gewinnsteuer erfasst, wobei der Staat dieses Jahr dabei ca. $ 3 Mrd. einnehmen werde. Mit der Steuer, die dieses Jahr auf die geschuldeten Renten erhoben wird, die ausgezahlt werden, steigt der Betrag auf $ 7 Mrd. Der Oberste Gerichtshof hat schon vor langer Zeit bestimmt, dass Pensionen und Hinterbliebenenrenten von der Gewinnsteuer erfasst werden, und wird dies voraussichtlich auch im neuen Fall bestätigen. Während Urteile des obersten Gerichtshofes in den Vereinigten Staaten bindend für alle Richter sind, ist dies in Argentinien nicht der Fall, so dass die Richter anders urteilen können, auch wenn sie wissen, dass ihr Urteil schließlich nicht gültig sein wird. Es ist einfach ein Zeitverlust und unnötige Gerichtsarbeit.

			***

			Ab September wird die AFIP direkten Zugang zur Information über Konten in ausländischen Banken und Versicherungen mit ausländischen Versicherungsanstalten in 50 Ländern haben. Als Gegenleistung wird Argentinien ausländischen Steuerbehörden die Daten über Bankkonten in Argentinien von Personen und Unternehmen bereitstellen, die in jenen Ländern steuerpflichtig sind. Die Information, in Argentinien und in anderen Staaten, bezieht sich auf Konten von über u$s 250.000, in einer Bank oder zusammengerechnet bei mehreren. Die Information soll über die OECD vermittelt werden, die auch dafür sorgen muss, dass diese Information nicht missbraucht wird.

			***

			Industrie- und Bergbauminister Juan José Aranguren erklärte gegenüber der Risikoagentur Standard & Poor´s, dass die Investitionen für Forschung und Ausbeutung des Schiefergas- und Erdöllagers Vaca Muerta, Provinz Neuquén, dieses Jahr u$s 3,5 bis u$s 4 Mrd. erreichen und nächstes Jahr auf ca. u$s 10 Mrd. steigen werden, zu denen dann ab 2019 jährlich u$s 15 bis u$s 20 Mrd. hinzukommen. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Unión Industrial Argentina

			Der Dachverband der Industrie hat die Liste der Vorstandsmitglieder bekanntgegeben, die den neugewählten Präsidenten Miguel Acevedo (von Aceitera General Deheza) als Vorstandsmitglieder begleiten werden: Luis Betnaza (Techint), Daniel Funes de Rioja (Copal), Guillermo Moretti (UIA von Santa Fé), Eduardo Nougués (Ledesma), Juan Carlos Lascurain (Adimra, Metallindustrie), Cristiano Ratazzi (FIAT), Adrián Kaufmann Brea (Arcor), Alberto Sellaro (Schuhe), und Miguel Angel Rodriguez (Farben). Sekretäre sind Alberto Alvarez Saavedra (Pharma) und Héctor Moatta (Nahrungsmittel). Beigegebene Sekretäre sind David Uriburu (Techint) und Jorga Sorabilla (Textilien), und beigegebene Schatzmeister sind Mario Gualtieri (UIA der Provinz Bs.As.) und Carlos Carrera (UIA von Santa Fé).

			Piero

			Dieses Unternehmen, das sich hauptsächlich mit der Herstellung und dem Vertrieb von Matratzen befasst (Marken Piero, Cannon, Suavegom, Suavestar und Gani, die insgesamt 35% des Marktes darstellen), aber außerdem in Rio Tercero, Provinz Córdoba, eine petrochemische Fabrik betreibt, in der sie einen Bestandteil des Schaumstoffes für Matratzen erzeugt, hat in der Fabrik im Vorort Pacheco eine Investition von $ 230 Mio. in eine deutsche Maschine vollendet, die eine Produktionserhöhung von 20% herbeiführt. Bei der Errichtung der Produktionslinie für das neue Produkt hatte Piero mit Dow Chemical zusammen gearbeitet, die das Polyurethan liefert. Piero betreibt Fabriken in den Vororten Pacheco und Munro, und in den Provinzen San Luis, Santa Fé und Córdoba. 

			Allianz Argentina

			Als Teil einer weltweiten Zusammenarbeit zwischen dem Allianz-Konzern und der Organisation SOS Children´s Village International, unterstützt die lokale Allianz Argentina in Argentinien eine Initiative dieser Organisation, mit einer Finanzierung von E 20.000 für SOS Aldeas Infantiles Argentina, um ein kreatives Umfeld zu gestalten, in denen junge Menschen ihre technologischen Fähigkeiten entwickeln können, die ihnen zur Erhaltung ihres ersten Arbeitsplatzes verhelfen. Außer den Lehrgängen und den Seminaren, bezieht sich das Projekt auch auf die Förderung digitaler Bibliotheken, die ein set “Little Bit” für neue technologische Erfindungen enthalten. In den vier Städten, in denen das Programm besteht, Luján, Mar del Plata, Córdoba und Oberá (Misones), werden ca. 100 junge Menschen ausgebildet. 

			Henkel

			Henkel Adhesive Technologies hat sich mit Hewlett Packard zusammengetan, um spezifische Lösungen für die HP-Kunden “Multi Jet Fusion” zu entwickeln. Henkel bietet Lösungen über ein breites Portfolio von Technologien, die Klebemittel, akrylische Verdeckungen, Silikone, Epoxi-Harze und Polyurethan umfassen. Diese Technologien werden verwendet, um medizinische Apparate, elektronische Geräte und Transportfahrzeuge zusammenzustellen. 

			Ledesma

			Dieses Großunternehmen der Zuckerindustrie, das auch Papier, Fruchtzucker, Zitrusobst, Alkohol und Bioethanol erzeugt, hat u$s 2,5 Mio. in die Erweiterung der Anlage für Bioethanol investiert, nachdem die Regierung den Anteil dieses Treibstoffes am Benzin von 10% auf 12% erhöht hat. Letztes Jahr erzeugte Ledesma 97 Mio. Liter Bioethanol, und dieses Jahr sollen es 105 Mio. Liter sein. Das Bioethanol wird in Argentinien je zur Hälfte mit Mais und Zuckerrohr hergestellt. Aus der Bagasse, die nach Erzeugung des Zuckers verbleibt, wird zunächst Alkohol gewonnen, der mit einem weiteren Prozess zu Bioethanol verarbeitet wird. 

			Toyota

			Anlässlich des Staatsbesuches von Präsident Maurico Macri in Japan, der auch einen Besuch beim “Web-center” von Toyota in Tokio einschloss, teilte der Präsident der japanischen Kfz-Firma, Takeshi Uchiyama, mit, dass die Produktion der Fabrik in Zárate um 30% erhöht werde, von 97.00 auf 132.000 Einheiten pro Jahr. Der Export der Pick up Hilux und der SW4 soll um 50% erhöht werden. All dies werde zur Einstellung von 300 zusätzlichen Arbeitern führen, wobei die indirekte Schaffung von 1500 Arbeitsplätzen bei Lieferanten u.a. hinzukommt. Uchiyama hob die Bedeutung der Erleichterungen für den Import und die Montage von hybriden Automobilen vor, die Macri unlängst vollzogen hat. Macri konnte dabei auch ein Automobil mit hybriden Motor (konventionell und elektrisch) fahren, und dann auch eines, das mit Wasserstoff angetrieben wird.

			Red Link & YPF

			Die lokale Firma Red Link hat mit YPF vereinbart, binnen 24 Monaten 200 automatische Kassen in Tankstationen einzurichten. Das erlaubt den YPF-Kunden, Zahlungen u.a. finanzielle Transaktionen durchzuführen.
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			Fortschritte auf breiter Ebene

			Die Konjunkturwende schreitet mühsam voran, angeblich mit einer leichten BIP-Zunahme in den letzten Monaten, und geht vorläufig an vielen Unternehmen vorbei. Die Konsumzahlen sind immer noch im Vergleich zum Vorjahr negativ, wobei der Konsum eigentlich nicht richtig gemessen wird. Denn es hat ein starker Übergang von Supermärkten auf Grossistenmärkte, Selbstbedienungsläden, unabhängige kleinere Supermärkte, auch die chinesischen (die bei der Supermarktstatistik nicht eingeschlossen sind), und auch auf die Straßenmärkte (“ferias”) stattgefunden, der nicht gemessen wird. Auch wird der zunehmende Übergang auf den Internet-Handel nicht gemessen, der u.a. darin zum Ausdruck kommt, dass der Besitzer von “Mercado libre”, die Firma, die sich damit befasst, zu den reichsten Menschen in Argentinien gehört. 

			Krisen führen stets dazu, dass strukturelle Änderungen beschleunigt werden, sowohl beim Konsum wie bei der Produktion, den Dienstleistungen und dem Vertrieb, die erst später statistisch erfasst werden, und schließlich wachstumsfördernd wirken, weil sie die Effizienz gesamthaft erhöhen. Diese Änderungen sind im Zeitalter der Computer-Technologie, des Internets und der Mobiltelefonie in Argentinien besonders weitreichend. 

			In diesem Zusammenhang ist es wichtig, dass die Preise jetzt mit einer Jahresrate von bis zu 25% steigen, gegen über 40% im Vorjahr, wobei die Lohnzunahmen allgemein bei etwa 20% liegen, die oft in Raten gezahlt werden, so dass es im Durchschnitt weniger ist. Gewiss gibt es Abweichungen von der Regel, aber sie verbleiben als Ausnahmen. Es ist ein großer Fortschritt, wenn die Inflation allgemein auf eine wesentlich niedrigere Stufe sinkt. Gewiss ist dies weit entfernt von Stabilität oder einer einstelligen Jahresinflation, die die Regierung als Ziel hat. Aber dies ist nur möglich, wenn auch das Defizit der Staatsfinanzen stark zurückgeht, und das wird noch eine Weile dauern.

			Doch darüber hinaus schreitet die Macri-Regierung auf vielen Gebieten voran. Die China-Reise war ein großer Erfolg, wobei jetzt viel davon abhängt, dass der Bau der beiden Wasserkraftwerke in Santa Cruz bestätigt wird, an dem China maßgeblich beteiligt ist. Die chinesische Regierung macht auch die Beteiligung an anderen Wasserkraftwerken, die zwei Atomkraftwerke u.a. Projekte von der Lösung bei den Kraftwerken in Santa Cruz abhängig.

			Besonders wichtig ist bei der chinesischen Unterstützung die Finanzierung und die Lieferung von Lokomotiven, Waggons und Schienen für die Frachteisenbahnen Belgrano (Buenos Aires bis Jujuy) und San Martín (Buenos Aires bis Mendoza). Wenn diese Investitionen vollendet sind (was in ein bis zwei Jahren der Fall sein sollte), dann nimmt die Transportkapazität stark zu und die Frachtraten sinken stark, was für regionale Produkte von großer Bedeutung ist, aber auch umgekehrt, für Produkte aus anderen Gegenden, die nach Chile oder über chilenische Häfen nach dem Orient exportiert werden. Hinzu kommen dann noch Autobahnen, die jetzt gebaut werden (oder werden sollen), die auch den Lastwagenverkehr erleichtern und verbilligen. 

			Was Wasserkraftwerke betrifft, so hat Macri im Fall von Yacyretá eine besonders wichtige Entscheidung getroffen, die wenig beachtet wurde: Er hat den Konflikt mit Paraguay überwunden, indem er vereinbart hat, dass der größte Teil der Forderungen gestrichen wurde, die sich aus der Tatsache ergeben, dass Argentinien auch den Teil finanziert hat, der bei diesem binationalen Werk auf Paraguay entfällt. Hinzu kommen noch Zinsen. Paraguay hätte diese Schuld ohnehin nicht gezahlt, weil die Regierung sie nur zum Teil anerkannt hatte. Als Gegenleistung verpflichtet sich Paraguay einmal, einen bestimmten Betrag zu zahlen, und dann (was viel wichtiger ist), die Erweiterung der Kapazität des Kraftwerkes mit zwei Turbinen und dem Bau eines Kraftwerkes am Nebenarm des Paraná, benannt Aña Cuá, nicht zu beanstanden. Es handelt sich hier um die Stromproduktion, die die niedrigste Investition pro KW erfordert, wobei auch die Kosten pro KwSt. weit unter denen liegen, die sich bei anderen Möglichkeiten der Stromerzeugung ergeben. In diesem Sinn wurde darauf hingewiesen, dass die Stromkosten bei den chinesischen Kernkraftwerken sehr hoch sein würden. Es ist ein wichtiges Thema, über das offiziell keine Auskunft gegeben wurde.

			Ebenfalls von größter Bedeutung ist das Kraftwerk, das China in Jujuy errichten will, das mit Sonnenkollektoren (“panels”) arbeitet. China steuert dabei eine fortgeschrittene Technologie bei, die dann weiter verwendet und einen wesentlichen Beitrag zur Stromversorgung im Norden des Landes darstellen kann. Es ist eine umweltfreundliche Energie, und die Kosten sollen dabei nicht übertrieben sein. 

			In der Öffentlichkeit wird stets die Auffassung breitgetreten, dass die bedeutenden von Macri erwarteten Investitionen ausgeblieben sind. Das stimmt jedoch nicht. Einmal hat die Landwirtschaft viel investiert, wie es der stark gestiegene Umsatz von landwirtschaftlichen Maschinen zum Ausdruck bringt. Und dann werden ununterbrochen Investitionsprojekte angekündigt, wie zuletzt beim Japan-Besuch Macris bei Toyota, die die Produktion ihrer Hilux-Geländewagen in Argentinien um 30% erweitern und 50% mehr exportieren will. Doch auch auf dem Gebiet des Erdöls und allgemein wird viel investiert, wie wir es in unserer Rubrik Geschäftsnachrichten berichten. 

			Zu den vielen einzelnen Fortschritten kommt in der Stadt Buenos Aires auch das Transportsystem genannt Metrobus hinzu, das jetzt vom Nationalstaat auch auf den Vorort La Matanza ausgedehnt wurde, der von der kirchneristischen Bürgermeisterin Veronica Magario regiert wird (Tocher des Finanzchefs der Montonero-Terroristen, Raul Magario). Der Metrobus entlastet den Straßenverkehr und verkürzt die Fahrzeiten bei Omnibussen sehr stark, was vielen Menschen zugute kommt. In der Stadt Buenos Aires, die 8 Jahre von Macri und jetzt von seinem engen Mitarbeiter Rodríguez Larreta regiert wird, gab es auch sonst zahlreiche Fortschritte, wie die Tatsache, dass die Überschwemmungen überwunden wurden und die öffentliche Erziehung und die städtischen Hospitäler qualitativ viel besser geworden sind. Dies wirkt auch auf andere Gemeinden, die nicht hinter diesem Vorbild zurückbleiben wollen.

			Die Liste der einzelnen Fortschritte ist viel weitreichender. Abgesehen von ihrer unmittelbaren Wirkung, die in vielen Fällen in einer Verbesserung der Qualität des Lebens vieler Menschen besteht, entstehen dabei auch Wachstumsimpulse, die schließlich zum globalen wirtschaftlichen Wachstum beitragen. Dauerhaftes Wachstum wird nicht durch künstliche Konsumspritzen erreicht, sondern durch Investitionen, Technologie und allerlei einzelnen Entscheidungen und Änderungen, die die Effizienz der Wirtschaft erhöhen.
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			Die Wirkung der politischen Krise in Brasilien auf Argentinien

			Die Bekanntgabe eines Gesprächs, bei dem Brasiliens Präsident Michel Temer einer Zahlung eines bedeutenden Unternehmers an seine Partei zustimmte, hat sofort eine gigantische politische Krise ausgelöst, bei der sein Verbleiben im Amt in Frage gestellt wurde. Dabei handelt es sich jedoch nicht um ein Schmiergeld für Temer, sondern um die Finanzierung einer Wahlkampagne, ein Thema, das nicht nur in Brasilien ungelöst verbleibt. Der Fall ist somit nicht so schlimm, wie er von der Öffentlichkeit dargestellt wurde, umso mehr, als Temer damals noch nicht Präsident war. Temer erklärte, er werde nicht zurücktreten, wobei es auch nicht einfach ist, ihn abzusetzen. Auch haben die entscheidenden Politiker kein Interesse, so weit zu gehen, weil sie an die Wahlen von 2018 denken und ein Rücktritt des Präsidenten störend wirken könnte. Ebenfalls konveniert es ihnen nicht, dass das Thema der “schwarzen” Finanzierung von Wahlkampagnen hochgespielt wird, weil es so ungefähr alle betrifft. Zunächst hat der Unternehmer, der für die Temer-Partei Geld beigesteuert hat, gesagt, er habe vorher u$s 150 Mio. an Luis Inacio Lula da Silva und Dilma Rousseff für ihre Wahlkampagne gegeben. Wer im Glashaus sitzt, soll nicht mit Steinen werfen. 

			Der Skandal hat sich sofort auf Argentinien ausgewirkt: der Dollarkurs sprang am Donnerstag auf $ 16,37 (+2,26%), erholte sich aber am nächsten Tag, als der Fall objektiver betrachtet wurde. Die Börse ging um 3% zurück (Merval-Index), nachdem der brasilianische Börsenindex in Dollar (EWZ) um 16% gefallen war. In der Tat hat Argentinien als direkte Folge des Mercosur eine große Abhängigkeit von Brasilien. Der Wirtschaftler Dante Sica hat berechnet, dass ein Punkt BIP-Wachstum oder Rückgang in Brasilien einen Viertelpunkt für Argentinien bedeutet, weil die brasilianische Konjunktur die argentinische Wirtschaft mitzieht, was sich direkt auf die Exporte auswirkt. Ob das quantitative Verhältnis so genau ist, sei dahingestellt; doch eine spürbare Wirkung besteht auf alle Fälle.

			Das Bruttoinlandsprodukt ist in Brasilien in den Jahren 2015 und 2016 insgesamt um 8% gefallen, und im ersten Quartal 2017 sind Zeichen einer Erholung aufgetreten. Jetzt ist diese Entwicklung gefährdet, wobei man jedoch abwarten sollte, bis der Schock vorbei ist. Denn die wirtschaftliche Entwicklung geht weitgehend an der Politik vorbei. Der Real erlitt sofort eine Abwertung von 7,41% auf 3,41 Real pro Dollar, was die argentinischen Exporte verteuert, so dass noch weniger exportiert wird. Ohnehin haben sie sich die argentinischen Lieferungen 2016 halbiert. 

			Doch darüber hinaus hat diese Krise eine tiefere Bedeutung. Dilma Rousseff wurde abgesetzt, weil Unregelmäßigkeiten bei der Staatsverwaltung aufgedeckt wurden. Das wurde dann von der Öffentlichkeit anders interpretiert, nämlich, dass sie auch im allgemeinen Korruptionsskandal, dem “lava jato”, verwickelt war, was jedoch nicht der Fall war, obwohl sie auch davon gewusst haben musste. Die Ernennung ihres Vizepräsidenten Michel Temer zum Präsidenten wurde dann auch in diese Richtung interpretiert, nämlich dass er mit der Korruption aufräumen werde. In Wirklichkeit war es jedoch so, dass Dilma Rousseff (auf Druck des wirtschaftlichen Establishments) abgesetzt wurde, weil sie nicht in der Lage war, die tiefe Wirtschaftskrise zu überwinden, weil sie dann ihre grundsätzlichen Überzeugungen hätte bei Seite lassen müssen. Diese Aufgabe sollte Temer erledigen. In diesem Sinn erklärte er, er werde sich bei den Wahlen von 2018 nicht als Präsidentschaftskandidat aufstellen. Er war sich bewusst, dass er die schmutzige Arbeit machen müsste, und damit gewinnt man keine Wahlen. Aber dabei kann er von denjenigen, die hoffen, sie zu gewinnen, unterschwellig unterstützt werden, damit sie nicht mit dem Problem konfrontiert werden. Das hilft ihm jetzt, um die Krise zu überstehen.

			Temer war sich vorne herein bewusst, dass er unpopuläre Reformen durchführen müsste. Als erstes hat er die in der Einfrierung der gesamten Staatsausgaben, also Nationalstaat und Gliedstaaten, in realen Werten auf 20 Jahre, im Parlament durchgesetzt. Wenn die Wirtschaft wieder wächst, bedeutet das eine schrittweise Senkung der Staatsquote, die dann erträglicher wird. Und dann hat er zwei grundlegende Reformen eingeleitet, die noch nicht durchgekommen sind: 1. Eine Reform des Pensionierungssystems, das eben zu großzügig ist und sich nicht finanzieren lässt, wegen Demagogie vergangener Regierungen und auch wegen der Alterung der Bevölkerung; 2. Eine Reform der Arbeitsgesetzgebung, die ähnlich wie in Argentinien, beschäftigungs- und produktivitätshemmend ist, also mehr Arbeitslose als notwendig schafft und die Konkurrenzfähigkeit behindert. Das Projekt schränkt die Macht der Gewerkschaften bei Lohnverhandlungen ein, schafft flexible Formen von Arbeitsverträgen, und setzt beiläufig acht Urteile des Obersten Gerichtshofes außer Kraft. Insgesamt werden 200 Artikel der bestehenden Arbeitsgesetzgebung geändert. Um die parlamentarische Zustimmung zu erhalten, muss Temer seine Machtposition erhalten, was jetzt schwieriger geworden ist. Der Widerstand wird größer sein, aber das Interesse vieler Politiker, dass Temer dieses politisch schwierige Thema löst, besteht weiter. Und das Establishment, das in Brasilien großen Einfluss hat, unterstützt Temer auch. 

			Dies hat auch eine Wirkung auf Argentinien, wo ebenfalls eine Reform der Arbeitsgesetzgebung fällig ist, die wohl politisch einfacher wäre, wenn Brasilien vorangegangen wäre. Das Problem der Konkurrenzfähigkeit stellt sich besonders innerhalb des Mercosur, und der Demonstrationseffekt brasilianischer Reformen dürfte in Argentinien nicht ausbleiben.

			 

			 

		

	